
Beiblatt zur Parlamentskorxespondenz. 12.März 1951. 

A n fra g e b e a n t W o __ r tun s. 
Bezugnehmend auf die Anfrage der AbßQDr~S t ü_b e r l Rar t 1 e b 

und Genossen, betreffend die J~gelegenheit der Rettung wertvoller Kunstgüter 

aus den österreiohisohen Saline::! und die damit im Zb_sammenhang stehenden 

Privatansprüohe und Press~veröffentliohungen,teilt Bundeskanzler Dr. Il ..... g"F i g ., 

namens der ~undesregierung mit: 

"Die Uberprüfung der Richtigkeit der von Dr.,., ·lng .. Emmerioh Pöchmüller 

gegebenen Darstellung in der Angelegen.hei t der Rettung öster:r-eichisoher K':lnst­

schätze ist gegenwärtig Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens. Der Umstand, 

dass die Darstellung Pöohmüllers von der des 0Rot-Weiss-Rot-Buches' abweioht, 

kann nioht der Anlass sein, von einer -GesohichtsfälsohUJ."'lg des 'Rot-Weiss-Rot­

Buches· zu spreohen. Zweifellos ist die Darstellung des I Rot-Woiss-Rot-Buches' 

nitnt von derartigen materiellen Interessen diktiert) wie die des Ing.pöohmüller. 

Im Falle des bewussten AbwElioheno von_der Wahrheit steht für Ing.pöohmüller 

kein anderer Naohteil auf dem Spiele, als dass ihm der erhoffte Gewinn entgeht. 

Hingegen müssten die Verfasser des 'Rot<~'Weiss-Rot-Buches!, soweit es sich um 

Bundesbeamte handelt, bei Nachweis des bewussten Abweic~ens von der Wahrheit 

zum Sohaden des österreichischen Staates damit rechnen, disziplinär zur Verant­

wortung gezogen zu werden~ 

Was die Frage bet:t'ifft, ob die österreichische Bundesregierung be­

re! t ist, nicht länger zu sohw'eigen und den Behauptungen und Ansprüohen • 

Dr.pöchmül1ers im Falle deren U~ichtigkeit mit jener Entschiedenheit entgegen­

zutreten, die· dannd!e Öffentlichkeit im Interesse des Ansehens Österreichs 

in -der Welt verlangen muss, so hat das B'111(18s~i"'!t2teJ:'i.t~.m für Ur ... t8:r ... 'ich+ im 

Einvernehmen mit dem Bundesmil'Ji.ft~rium für Finanzen nach Einholung eines Gut­

achtens der Finanzprclruratur dem Rechtsvertreter Dr"Pöchmüllers mit Bescheid 
_·;~;--20:0kt~b~;·19-50~-Zl:-40·:-1-0-5::ii/6750-~it~et~ilt:-d~s~-~~-~ichti~-d-e~-L~g;--
ist, AnsprÜ:oheDr. lng. Emmer i eh ·Pöchmüllers auf:Bergelohn anzuerkennen.·' 

Die Bundesregierung muss es ablehnen, durch die Eekanntgabe 

weiterer Details in das laufende Gerichtsverfahren einzugreifen,,1f 
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